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Vorwort

»Was ist los mit dir, Europa?« Diese Frage richtete Papst 
Franziskus an die Repräsentanten des Europäischen Parla-
ments, der Kommission und des Rates, als er im Vatikan den 
Aachener Karlspreis des Jahres 2016 entgegennahm. Wieso 
hatte sich das zuständige Kuratorium für den Papst entschie-
den? Früher riefen die Päpste weltliche Mächte um Hilfe – 
etwa den fränkischen König, die deutschen Kaiser oder die 
Franzosen. Wieso wechseln diejenigen, die helfen und die 
um Hilfe bitten, ihren Platz?

Franziskus kommt vom Ende der Welt, er redet vor den 
versammelten europäischen Eliten aus der Perspektive der 
südlichen Erdhalbkugel. Er ist den Geflüchteten in Lampe-
dusa und auf Lesbos nachgegangen. Ihn treibt die Sorge um 
ein Europa, das sich den Ereignissen in der Welt ausliefert, 
ohne sie kreativ zu steuern und zu gestalten. Es verschanze 
sich hinter Mauern und ziehe die Zugbrücken hoch, es zerfa-
sere nach innen in eine Vielzahl eigenwilliger Nationen. Je-
nes Europa der Menschenrechte und Demokratie wirke hilf-
los angesichts der Ausbrüche militärischer Gewalt, der 
Naturzerstörung und der bedrückenden Zahl abgehängter 
Jugendlicher in Südeuropa. Was ist los mit dir, Europa? 

Die drei Präsidenten des Parlaments, der Kommission und 
des Europäischen Rates haben eine sehr persönliche Ant-
wort gegeben. Donald Tusk hat einen flammenden Brief an 
seine Kollegen geschrieben und sie an Einigkeit angesichts 
der riesigen weltweiten, transatlantischen und inneren Ver-
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werfungen gemahnt. Er hat an die Würde und den Stolz der 
Europäerinnen und Europäer appelliert, die durch die gro-
ßen Leistungen der Union gerechtfertigt seien. Jean-Claude 
Juncker treibt die Sorge um, dass die Mitgliedsländer den 
Austrittswünschen des Vereinigten Königreichs nicht ge-
schlossen genug begegnen. Und Martin Schulz bricht den 
angeblichen Kern Europas auf und macht die sozialen Risse 
zum Thema seines neuen Mandats. Ihn begleitet Jean-
Claude Juncker begleitet mit der spitzen Bemerkung, dass er 
sich nicht traue, von Europa als einer Sozialunion zu spre-
chen, weil dann die Deutschen einen Schüttelfrost bekämen.

Nicht nur die europäischen Eliten reagieren auf den Papst. 
Was ist los mit dem Unbehagen und dem Ärger, den so viele 
Menschen in Europa empfinden  – über die Regelungswut 
der Behörden, die in die private Alltagswelt hineinregieren, 
über den Schlamassel der Strukturen und Verfahren, die 
kaum einer mehr durchschaut? Wie konnte der tiefe Graben 
entstehen zwischen den Regierenden und den Bürgerinnen 
und Bürgern, dem ersten Souverän der Europäischen Union? 
Denk ich an Europa, empfinde ich wie jenes zwölfjährige 
Mädchen, das im Sommer 2016 in der Tiroler Volkszeitung 
ein Bild malte und dazu schrieb: »Letzte Nacht, kurz vor 
dem Schlafengehen, nahm ich den Globus in den Schoß, 
strich sanft mit den Fingern über die Welt und fragte, wo es 
weh tut … ›Überall‹, flüsterte sie.« 

Das Weißbuch der Kommission zur Zukunft Europas hat 
mich überrascht. Schade, dass Jean-Claude Juncker bloß 
eine bunte Mischung aus der EU 27 gesammelt und zu fünf 
Szenarien gebündelt hat. Das erste Szenario lässt alles wie 
bisher weiterlaufen. Das zweite lenkt den Blick konzentriert 
auf den Binnenmarkt, ohne ihn sozial weiter einzubinden. 
Im dritten Szenario kooperiert eine »Koalition der Willigen« 
intensiver in den Bereichen etwa der Verteidigung, der in-
neren Sicherheit, der Finanz-, Arbeits- und Sozialpolitik, 
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während die Differenz zu den übrigen Staaten größer wird. 
Im vierten Szenario bleiben weniger relevante Bereiche den 
Mitgliedsländern überlassen. Das fünfte Szenario um-
schreibt eine politische Vertiefung der EU in allen Bereichen, 
wohl ohne Aussicht auf Zustimmung. Die Umrisse der ande-
ren Szenarien bleiben vage, lösen den bestehenden Wirr-
warr der Institutionen, Verfahren und Kompetenzen in der 
EU nicht auf und sprengen langfristig den sozialen Zusam-
menhalt der EU.

In der angeregten Debatte, die Mitte Februar im Europäi-
schen Parlament darüber geführt wurde, wie die nähere Zu-
kunft der Europäischen Union aussehen könnte, sehe ich die 
fünf Kapitel meiner sozialethischen Reflexion gespiegelt: Im 
ersten Kapitel schildere ich die sozialen Risse innerhalb und 
zwischen den Mitgliedsländern, die der Binnenmarkt und 
die Währungsunion verschärft haben. Im zweiten Kapitel 
bezweifle ich die Aussage der deutschen Kanzlerin: »Europa 
ist keine Sozialunion«, weil ihr die EU-Verträge widerspre-
chen, die den solidarischen Zusammenhalt der Länder und 
Regionen einfordern. Das dritte Kapitel geht den Ursachen 
nach, wieso die Botschaft der drei Worte »Wir schaffen das« 
in Europa und in Deutschland gescheitert ist. Stattdessen 
lautet die Parole: »Wir schaffen die Abschiebung der Ge-
flüchteten in Abfanglager außerhalb der EU.« Das vierte Ka-
pitel ist gegen die auswuchernden EU-Gipfelspektakel ge-
schrieben und betont den vielfältigen Charme nationaler 
und regionaler Identität. Im fünften Kapitel wird eine Kon-
stitution der Europäischen Union skizziert  – anstelle eines 
Europas ungleicher Geschwindigkeiten unter »besonderer 
Verantwortung Deutschlands«, das dazu neigt, die politische 
Dimension der Union auf Wirtschaft, Geld und Waffen zu 
verkürzen. Ein solches Europa nach deutschem Geschmack 
wäre kein solidarisches Europa.
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1	»Wie ein Riss in einer hohen 
Mauer«

Das Motiv der gerissenen Mauer ist dem biblischen Buch Je-
saja (Jes. 30,15) entnommen. Der Rat der Evangelischen 
Kirche Deutschlands hatte mit diesem Vergleich bereits 
2009 die Folgen und Ursachen der beispiellosen Finanz- und 
Wirtschaftskrise auszumalen versucht. Er beschrieb die so-
zialen Risse, die innerhalb der Staaten der Europäischen 
Union und zwischen ihnen aufgebrochen waren. Wie konnte 
es dazu kommen, dass die Grundsätze der europäischen 
Verträge, die Solidarität unter den Mitgliedsländern zu stär-
ken und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu fördern, 
in ihr Gegenteil verkehrt wurden? Meine Antwort lautet: 
Das marktradikale Erbgut, das in den vergangenen 30 bis 
40 Jahren weltweit die wirtschaftliche und politische Arena 
beherrscht hat, ist in die Konstruktion des Europäischen Bin-
nenmarkts und der Währungsunion eingeflossen und hat 
dort große Schäden verursacht. 

1.1 Epochaler Wetterwechsel

Zu Beginn der 1980er Jahre kündigte sich weltweit ein so-
zioökonomischer Wetterwechsel an. Botschafter jenes Um-
bruchs waren Friedrich August von Hayek und Milton Fried-
man, und sie propagierten drei zentrale Ideen: 

Erstens habe in modernen Gesellschaften der Markt alle 
gesellschaftlichen Verhältnisse durchdrungen und das We-
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sen menschlicher Beziehungen grundlegend verändert. Auf 
dem freien Markt begegneten sich Menschen als eigenstän-
dige Wirtschaftssubjekte, die Güter anbieten oder nachfra-
gen und ausschließlich darauf bedacht seien, den eigenen 
Nutzen zu steigern. Auf Tauschhandlungen ließen sie sich 
nur dann ein, wenn sie dadurch einen Gewinn erzielten. 
Durch den marktwirtschaftlichen Wettbewerb und die pri-
vaten Eigentumsrechte werde die Preisbildung garantiert 
und Angebot und Nachfrage effizient aufeinander abge-
stimmt. In der Folge erzeuge die Selbststeuerung des Mark-
tes einen höheren gesellschaftlichen Wohlstand als jede 
noch so akribische zentrale Planung. 

Zweitens habe sich mit dem weltweit wachsenden Wohl-
stand das Gewicht der Geld- und Gütermärkte verändert. 
1971 kündigten die USA ihre Selbstverpflichtung auf, Forde-
rungen in US-Dollar zu einem festen Wechselkurs gegen 
Gold einzutauschen, und der US-Dollar wurde drastisch ab-
gewertet. Daraufhin erhöhten die Öl exportierenden Länder 
zweimal den Rohölpreis, was in der ganzen Welt dramati-
sche monetäre und realwirtschaftliche Schocks auslöste. 
Gewaltige Finanzströme flossen aus den Industrieländern in 
die Öl exportierenden Länder und wieder zurück. Die Fi-
nanzmärkte und die Zahl der Finanzunternehmen expan-
dierten in einem nie gekannten Ausmaß. Das Volumen und 
die Geschwindigkeit der Finanzgeschäfte koppelten sich 
mehr und mehr von der Realwirtschaft ab. Die Finanzwirt-
schaft gab seitdem den Ton an, und die Realwirtschaft hatte 
nach der befohlenen Melodie zu tanzen. 

Drittens führe die ausufernde Bereitstellung öffentlicher 
Güter wie Gesundheits-, Bildungs- und Verkehrsleistungen 
dazu, dass knappe und kostbare Ressourcen in einem unvor-
stellbaren Ausmaß verschwendet werden. Denn meistens 
stehen solche Güter unter dem Vorwand gleicher Gerechtig-
keit allen Mitgliedern moderner Gesellschaften ohne eine 
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Gegenleistung zur Verfügung. Zudem werden sie im Unter-
schied zu privaten Angeboten, die dem marktwirtschaftli-
chen Wettbewerb unterliegen, meist weniger effizient her-
gestellt, bürokratisch gelenkt und überteuert bereitgestellt. 
Deshalb sollten der Wettbewerb des freien Marktes und in-
dividuelle Verfügungsrechte Vorrang haben vor öffentlicher 
Bewirtschaftung und Zuteilung.

Der marktradikale, kapitalorientierte und privatlastige 
Wetterwechsel hat sich über den Nordatlantik hinweg nach 
Großbritannien und von dort in Richtung des europäischen 
Kontinents ausgebreitet. Jene drei Parolen einer »neuen Wirt-
schaftspolitik« ließen das Baugerüst solidarischer und umla-
gefinanzierter Sicherungssysteme instabil werden, das wäh-
rend der unmittelbaren Nachkriegszeit in Europa errichtet 
worden war. Sie haben massiv auf die Struktur des Binnen-
markts und der Währungsunion eingewirkt und dem sozialen 
Zusammenhalt der Europäischen Union Risse zugefügt.

1.2	Soziale Grundrechte deformiert 

Inmitten der eingetretenen sozioökonomischen Großwetter-
lage – die Mittelmeerländer Griechenland, Spanien und Por-
tugal waren gerade den Europäischen Gemeinschaften bei-
getreten – veröffentlichte die Europäische Kommission 1985 
das Weißbuch zur Vollendung des Europäischen Binnen-
marktes. Darin waren 300  Vorschläge aufgelistet, wie das 
Ziel, den europäischen Binnenmarkt bis Ende 1992 zu voll-
enden, erreicht werden könnte. Die Liberalisierung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs von Waren, Dienstleistun-
gen, Arbeitskräften und Kapital wurde als die »vier großen 
Freiheiten« proklamiert und sollte gigantische Vorteile brin-
gen: Ersparnisse von 430  Milliarden DM, zusätzliches 
Wachstum, Preissenkungen, Entlastung öffentlicher Haus-
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halte, eine positive Handelsbilanz und fast zwei Millionen 
neu geschaffene Arbeitsplätze. Zwar blieben die tatsächli-
chen Auswirkungen hinter solchen Verheißungen zurück, 
aber in Spanien und Portugal gab es einen beachtlichen 
Wirtschaftsaufschwung.

Zunächst bezogen sich die »großen Freiheiten« des Binnen-
markts in erster Linie auf Industriewaren. Doch der erweiterte 
Markt erzeugte eine Dynamik, den grenzüberschreitenden 
Wettbewerb auch auf Dienstleistungen und Arbeitskräfte aus-
zudehnen. Der Europäische Rat hatte im Jahr 2000 das extrem 
ehrgeizige Ziel vorgegeben, »die Union zum wettbewerbsfä-
higsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum 
in der Welt zu machen«. Der niederländische Politiker Frits 
Bolkestein sah darin den Auftrag, eine Dienstleistungsrichtli-
nie zu entwerfen, die alle »Dienstleistungen, die von einem in 
einem Mitgliedstaat niedergelassenen Dienstleistungserbrin-
ger angeboten werden«, umfassen sollte. Die Kommission ver-
trat den grundsätzlichen Vorrang dieser Richtlinie gegenüber 
allen anderen Richtlinien und Verordnungen. Auch sollte die 
Herkunftslandregel für sie gelten. Nach europaweiten De-
monstrationen brachte das EU-Parlament über 200  Ände-
rungsanträge ein, die zahlreiche Ausnahmen vorsahen, und 
das Wechselspiel zwischen Parlament, Kommission und Rat 
brachte weitere Änderungen und Kompromissformeln hervor. 

Das wachsende Gewicht des Binnenmarkts, ohne dass die-
ser sozialrechtlich eingebettet wurde, hat die Balance zwi-
schen den wirtschaftlichen Grundfreiheiten und den sozia-
len Grundrechten abhängig Beschäftigter verschoben. 
Zusätzlich verstärkt wurde diese Tendenz noch durch einige 
Grundsatzentscheidungen des Europäischen Gerichtshofs: 
Im »Cassis de Dijon«-Urteil bekräftigte er, dass Waren, die 
zum Beispiel in Italien legal produziert und vermarktet wer-
den, auch in Deutschland verkauft werden dürfen. Ein wei-
teres Grundsatzurteil untersagte es schwedischen Gewerk-
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schaftern, die Schule einer Kommune in Schweden zu 
blockieren, in der eine lettische Firma Renovierungsarbeiten 
durchführte, ihre Arbeiter jedoch nicht nach dem schwedi-
schen Flächentarif entlohnte. Die Richter erklärten, die Blo-
ckade sei mit der europäischen Dienstleistungsfreiheit un-
vereinbar. Im Einklang mit einer Stellungnahme der 
Kommission urteilt der Gerichtshof demnächst darüber, ob 
die unternehmerische Mitbestimmung der Arbeitnehmer, 
die in Deutschland gilt, den freien Wettbewerb des Binnen-
markts verzerrt. Es ist nicht auszuschließen, dass den wirt-
schaftlichen Grundfreiheiten des Binnenmarkts ein Vorrang 
eingeräumt wird gegenüber den sozialen Grundrechten der 
abhängig Beschäftigten.

1.3	Fehlkonstruierte Währungsunion

Im Vertrag von Maastricht, der 1993 in Kraft trat, wurde ver-
einbart, bis spätestens 1999 die gemeinsame Währungs-
union zu verwirklichen, die zunächst von elf Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union eingeführt wurde. Das 
Währungssystem hat zwei Konstruktionsfehler, die auf deut-
schen Druck hin zustande kamen. Es verfügt nämlich nur 
über zwei monetäre, isoliert verankerte Schlüsselgrößen: 

Die Europäische Zentralbank ist verpflichtet, die Stabilität 
des Güterpreisniveaus zu gewährleisten. Dazu bedient sie 
sich eines einzigen Instruments, des gleichen Nominalzins-
niveaus im gesamten Währungsraum. Wenn die Mitglieds-
länder eine voneinander abweichende Inflations-, Beschäf
tigungs-, Wachstums- und Fiskalpolitik verfolgen, sind 
regionale Ungleichgewichte, nämlich Überschüsse bezie-
hungsweise Defizite der Zahlungsbilanzen der Mitgliedslän-
der unvermeidlich. Die deutsche Wirtschaft beispielsweise 
erzielt seit Jahrzehnten strukturelle Exportüberschüsse, die 
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entsprechende Defizite anderer europäischer Länder, die 
Hauptimporteure deutscher Güter sind, nach sich ziehen. 

Die zweite Schlüsselgröße ist die Vorgabe, die öffentlichen 
Haushalte auszugleichen, indem die Höhe der jährlichen 
Neuverschuldung auf drei Prozent und das Volumen der Ge-
samtschulden auf 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ge-
deckelt bleibt. Die regionalen Ungleichgewichte innerhalb 
des Währungsraums wurden politisch jedoch asymmetrisch 
bewertet. Während jene Länder, die Defizite der Leistungs- 
und Zahlungsbilanz aufweisen, öffentlich als »Defizitsün-
der« gebrandmarkt wurden, gelang es den Regierenden der 
angeblich erfolgreichen Länder, dass ihre nicht weniger pro-
blematischen Bilanzüberschüsse nicht beanstandet wurden.

1.4	Beispiellose Finanzkrise

Nachdem das internationale Finanzregime der Nachkriegs-
zeit mit festen, jedoch anpassungsfähigen Wechselkursen auf-
gegeben worden war, bewegten sich die Devisenkurse relativ 
frei. Die USA entschieden sich zunächst für eine lockere Geld-
politik, änderten diesen Kurs 1981 dann aber drastisch. Weil 
daraufhin die Zinsen stiegen, gerieten zahlreiche Entwick-
lungsländer unter Druck – 40 von ihnen erklärten sich 1983 
für zahlungsunfähig. Europäische Länder experimentierten 
mit einer »Währungsschlange«, die jedoch mehrmals spekula-
tiven Attacken ausgesetzt war. Auf die globale Rezession nach 
dem Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus rea-
gierten die USA mit einer extrem expansiven Geldpolitik. Zu-
gleich versprachen junge IT-Unternehmer, mit Hilfe einer 
technikbasierten »New Economy« ein inflationsfreies, stetiges 
Wachstum zu erzeugen. In der Folge kam es zu der so genann-
ten Technologieblase, die im Jahr 2000 platzte. Zehn Jahre 
später explodierten die Vermögenspreise und die Börsen-
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kurse von Neuem. Die öffentlichen Aufseher und Kontrolleure 
waren davon überzeugt, dass sie bloß das Güterpreisniveau 
aufmerksam beobachten müssten. Die Informationseffizienz 
der Aktienkurse und die Selbstheilungskräfte der monetären 
Sphäre seien immun gegen extreme Störungen, meinten sie. 
Und so bildete sich die verhängnisvolle Kette von US-Immobi-
lienkrise, globaler Finanzkrise und öffentlicher Schulden-
krise. Manche fühlten sich an die Weltwirtschaftskrise der 
1930er Jahre erinnert. Der Krise war ein Umbau des europäi-
schen Finanzregimes, das stark von Kreditbeziehungen zwi-
schen Banken und Großunternehmen bestimmt war, in ein 
angloamerikanisches, kapitalmarktorientiertes System vo-
rausgegangen. Finanzakteure propagierten die Kapitalmärkte 
als fünfte Gewalt in der Demokratie. Um für das mobile Kapi-
tal attraktiv zu sein, müssten die Staaten ihre Steuer- und So-
zialsysteme den Erwartungen der Finanzmärkte anpassen. 
Daraufhin wurden beispielsweise in Deutschland unter Ger-
hard Schröder die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze be-
schlossen. Der Sozialstaat mutierte in einen »aktivierenden 
Wettbewerbsstaat«: Von den Bedürftigen wurde erwartet, 
dass sie erst eine Vorleistung erbringen, bevor ihnen geholfen 
wird. Arbeitsverhältnisse wurden systematisch entregelt. Den 
Kernbelegschaften stehen nun Randgruppen, unfreiwillige 
Teilzeitarbeiter, Leiharbeitnehmer, prekär oder befristet Be-
schäftigte gegenüber. Die solidarischen Sicherungssysteme 
wurden deformiert, Höherverdienende dagegen als angebli-
che Leistungsträger steuerlich entlastet. Die Schere der Ver-
teilung von Einkommen und Vermögen hat sich stark geöff-
net. Unterbrochene Phasen der Erwerbsarbeit stabilisieren 
nun eine Armutsquote und machen Altersarmut unausweich-
lich. Die Gesellschaft ist durch politische Fehlentscheidungen 
polarisiert worden. 

Als der Kern der Finanzkrise sich als Bankenkrise und ins-
besondere als Krise des Investmentbanking herausstellte, 
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haben die Zentralbanken einen Strom an Liquidität fast zum 
Nulltarif in das Bankensystem fluten lassen. Zugleich konn-
ten die Finanzakteure die Staaten dazu nötigen, ihre mone-
tären Forderungen sowie die der Anteilseigner abzusichern, 
deren Verbindlichkeiten dagegen zu übernehmen und so die 
gesamte Bevölkerung in die Schuldenhaftung einzubezie-
hen. Mit Bürgschaften, Kapitalbeteiligungen und der Über-
nahme vergifteter Wertpapiere in öffentliche Banken haben 
die Staaten private Banken schnell, hastig und »alternativ-
los« gerettet. Die allgemeine Folge war eine explosive Ver-
schuldung der Staaten. Den Banken gelang es in der Folge-
zeit, das eigene Versagen in eine Krise der Staatsverschuldung 
und insbesondere in eine Verschuldungskrise peripherer 
Staaten des europäischen Währungsraums umzudeuten. 
Diese waren zunehmend spekulativen Attacken institutio-
neller Finanzinvestoren ausgeliefert. In den Maastricht-Ver-
trag war 2002 eine so genannte »No-Bailout-Klausel« einge-
fügt worden, die besagt, dass in der Europäischen Union 
keine Gemeinschaftshaftung leistungsfähiger Staaten für 
die Schulden leistungsschwächerer Staaten zulässig ist. Kein 
Mitgliedsland sollte für die Verbindlichkeiten eines anderen 
haften müssen. Für die EU-Staaten sollte gelten, was für pri-
vate Gläubiger und Schuldner auf den Finanzmärkten gilt. 

So waren die Staaten der Eurozone mit einem verhängnis-
vollen Dilemma konfrontiert: Die Verursacher der Krise war-
fen ihren Rettern vor, sie hätten sich extrem verschuldet, seien 
aber nun nicht bereit, die Schulden zügig zurückzuzahlen, 
ihre Haushalte zu konsolidieren und die Ausgaben für öffent-
liche Güter und soziale Wohltaten zu kürzen. Die Finanzin-
vestoren trieben mit Hilfe global anerkannter Ratingagentu-
ren einen Keil zwischen die Staaten der Eurozone, indem sie 
die Risikoprämien für die Staatsanleihen leistungsschwacher 
Länder erhöhten. Der Aufgabe, den Teufelskreis zwischen 
Banken- und Staatsschuldenkrise zu durchbrechen bezie-
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hungsweise den Konflikt zwischen privater Kapitalmacht und 
demokratisch legitimierten Regierungen zu lösen, war das 
europäische Krisenmanagement nicht gewachsen.

1.5	Asymmetrisches Krisenmanagement

Das europäische Krisenmanagement nach der Finanzkrise 
von 2009 erstreckt sich über zwei Phasen, deren Ausgang 
nach wie vor offen ist. Auf den wiederholten EU-Gipfeltreffen 
wurden unter der Beteiligung des IWF »Rettungsschirme« 
über besonders unter Druck geratene Mitgliedsländer aufge-
spannt, nämlich Griechenland, Irland, Portugal und Spanien. 
Diese Finanzhilfen entlasteten zum zweiten Mal die Gläubi-
ger, Banken und Investoren. In zwölf Ländern sind Regierun-
gen unter dem Druck von Finanzinvestoren ausgewechselt 
worden. 2010 wurde das erste Rettungspaket für Griechen-
land geschnürt, dessen öffentliche Verschuldung auf 
zwölf Prozent des Bruttoinlandsprodukts gestiegen war, zwei 
weitere folgten. Sie waren häufig zu knapp bemessen, unzu-
reichend und zudem mit Auflagen verbunden, deren Wirkun-
gen breite Bevölkerungsschichten einseitig belastet haben. 
Vor allem sind die Lebensperspektiven Jugendlicher einge-
schnürt worden. In der Folge sind die gesellschaftlichen Risse 
zwischen und in den Mitgliedsländern breiter geworden. 

Die politischen Entscheidungen dieser ersten Phase waren 
mit vier Fehlurteilen belastet. Erstens reagierten die EU-Staa-
ten auf die hohe Verschuldung einiger Länder der Eurozone, 
indem sie systemisch verursachte Fehlentwicklungen einem 
einzelnen Staat aufbürdeten, in diesem Fall Griechenland. 
Die Führungseliten ahmten das biblische Sündenbockritual 
nach: Kollektive Vergehen werden auf ein einzelnes Land ab-
gewälzt – ein Land, dessen Anteil an der Wirtschaftsleistung 
der EU im Jahr 2010 gerade einmal 1,8 Prozent betrug. 
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Zweitens richteten die EU-Staaten ihren Blick ausschließ-
lich auf die Finanzwirtschaft. Folglich galt das Gläubiger-
Schuldner-Verhältnis als einziges Kriterium, um die wirt-
schaftliche Schwäche eines Staates zu identifizieren. Die 
Krisenbewältigung war auf Spardiktate, Schuldenbremsen 
und die Einhaltung des Fiskalpaktes fixiert  – dies sind 
Kampfinstrumente, welche die Verteilung zugunsten priva-
ter und zulasten öffentlicher Akteure verändern und das Po-
tential haben, ganze Volkswirtschaften schrumpfen zu las-
sen. Sie treffen zuerst die unteren Bevölkerungsschichten 
und zersetzen schließlich die demokratische Verankerung 
eines Landes. 

Drittens pochten die EU-Staaten darauf, die vertraglich 
vereinbarten Regeln strikt zu respektieren, obwohl diese 
unter ungleichen Bedingungen und nicht im wechselseiti-
gen Einverständnis auf gleicher Augenhöhe ausgehandelt 
wurden und folglich ihre verpflichtende Bindung verloren 
hatten. 

Viertens wurden alternative Lösungswege mehrfach ta-
buisiert, etwa eine geordnete Insolvenz, kombiniert mit ei-
nem Forderungsverzicht der Gläubiger und der Vernichtung 
aufgeblasener Vermögen, einer Umschuldung, einem Schul-
denmoratorium und einem Schuldenerlass. 

Die zweite Phase des Krisenmanagements setzte ein mit 
einem Befreiungsschlag des Präsidenten der EZB, Mario 
Draghi, der die Unsicherheit, ob die Eurozone bestehen 
bleibe, beendete und mit nur einem Satz mehr bewirkte als 
die wiederholten Rettungsversuche der Regierenden der 
letzten zwei Jahre: »Die EZB ist innerhalb ihres Mandats be-
reit zu tun, was immer nötig sein wird, um den Euro zu 
schützen.« Die drei Worte »whatever it takes« beruhigten die 
Finanzinvestoren und die Risikoprämien auf Staatsanleihen 
des europäischen Südens sanken drastisch. Europas Süden 
galt wieder als kreditwürdig. Anfang 2015 startete Mario 
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Draghi ein Programm monatlicher Ankäufe von 80 Milliar-
den Euro für Staatsanleihen und Anleihen privater Schuld-
ner auf Sekundärmärkten, um ein Abrutschen der Eurozone 
in die Deflation zu verhindern. Das Programm wurde um 
neun Monate bis Ende 2017 verlängert, die monatlichen An-
käufe allerdings auf »nur« 60 Milliarden Euro reduziert. 

Die von der Europäischen Zentralbank (EZB) verteidigte 
quantitative Lockerung der Geldpolitik ist umstritten: Ihre 
Gegner sehen darin eine verdeckte Staatsfinanzierung, die in 
den betroffenen Ländern die Refinanzierungskosten senke 
und damit deren Reformbereitschaft und Disziplinierung 
schwäche, die der Markt erzwingt. Die EZB greife mittelbar in 
die Fiskalpolitik ein und überschreite ihre Kompetenz, die auf 
die Geldpolitik beschränkt ist. Zudem hieß es, dass die Ret-
tungsversuche der EZB realwirtschaftlich wirkungslos blie-
ben, wenn sie nicht durch eine Wachstums- und Beschäfti-
gungspolitik flankiert werden. Sie begünstige überwiegend 
Wohlhabende und fördere die Blasenbildung auf den Vermö-
gensmärkten. Sollte ein Staat, dessen Anleihen die Zentral-
bank aufgekauft hat, zahlungsunfähig werden, müssten die 
Bürgerinnen und Bürger der übrigen Staaten dafür haften. 

Diejenigen, die Mario Draghis Entscheidung zustimmen, 
sind dagegen überzeugt, dass dadurch die Preisstabilität gesi-
chert werde und die sozialen Folgen der von Deutschland be-
triebenen Austeritätspolitik neutralisiert werden. Schließlich 
habe die Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre belegt, wie 
zerstörerisch eine Deflationsspirale sein kann. Bei sinkenden 
Preisen erhöhe sich die Schuldenlast, während Kaufentschei-
dungen aufgeschoben würden. In der gegenwärtigen Situa-
tion müssten die Kreditvergabe der Banken und in der Folge 
das Wirtschaftswachstum angeregt werden. Zudem könnten 
steigende Börsenkurse positive Vermögenseffekte auslösen. 

Deutsche Ökonomen kritisieren die Geldpolitik der EZB 
heftig und sehen darin einen verdeckten Finanzausgleich, 
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den die EZB quasi als Vorstufe einer Transferunion zwischen 
wohlhabenden und ärmeren Regionen der Europäischen 
Union leistet. Über die Saldenmechanik des Europäischen 
Zentralbankensystems leite sie nämlich die Überschüsse mo-
netärer Forderungen, die sich wegen der Exportlastigkeit der 
deutschen Wirtschaft bei der Bundesbank ansammeln, in die 
Defizitländer als offiziell »kurzfristige« Kredite zurück – ohne 
parlamentarische Rückendeckung, jedoch mit stillschwei-
gender Duldung des Europäischen Rats und der Kommission. 

1.6	Verankerung der Finanzsphäre

Gehören Finanzkrisen zum Kapitalismus wie das Wasser zum 
Meer? Ist die Eurozone dem ständigen Risiko von Vermögens-
blasen und Bankenrettungen hilflos ausgeliefert? Der Chefer-
mittler im US-amerikanischen Senat, der die Verantwortli-
chen der Finanzkrise aufspüren sollte, hatte 2009 einen 
ehemaligen Banker gefragt: »Raubt es Ihnen nicht den Schlaf, 
wenn Sie daran denken, was Sie angerichtet haben?« Dessen 
Antwort lautete: »Wir sind nicht verantwortlich, wirklich 
nicht. Sorry for that.« Sein Kollege stand ihm bei: »Die Finanz-
krise ist wie ein Hurrikan. Du musst tanzen, solange die Mu-
sik spielt. Wenn sie aussetzt, hast du ein Problem.« 

Sollten Finanzkrisen, deren destruktive Wirkungen die 
Realwirtschaft lähmen, ein Naturereignis sein, müsste es 
aufmerksame Zeitgenossen nachdenklich machen, dass es 
in der Nachkriegszeit über fast dreißig Jahre hinweg keine 
Finanzkrisen gegeben hat. Diese Einsicht sollte die politi-
schen Entscheidungsträger dazu veranlassen, die europäi-
sche Währung nach dem Muster des Finanzregimes von 
Bretton Woods zu verankern. 

Dazu sind drei monetäre Institutionen politisch zu festi-
gen. Erstens sollte eine relativ unabhängige, aber demokra-
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tisch eingebundene Europäische Zentralbank gleichzeitig 
drei Ziele anstreben: die Stabilisierung des Güterpreisni-
veaus, der Vermögenspreisentwicklung und eines hohen Be-
schäftigungsgrads. Zudem übernimmt sie die Aufsicht über 
die systemrelevanten Banken. Um den Teufelskreis zwischen 
privater Kapitalmacht und öffentlicher Verschuldung zu 
durchbrechen, sollten sich die für das allgemeine Wohl Ver-
antwortlichen fragen, ob die Staaten zur Finanzierung öf-
fentlicher Güter überhaupt auf Kredite von Banken angewie-
sen sind, die private Profitinteressen verfolgen. Stattdessen 
könnte die Zentralbank den Staaten unter strengen Auflagen 
zinslose Kredite zur Verfügung stellen, die diese ausschließ-
lich dazu verwenden, die Bereitstellung öffentlicher Güter 
zu finanzieren.

Zweitens sollte ein Europäischer Währungs- und Stabili-
tätsfonds die Funktion übernehmen, regionale Ungleichge-
wichte zwischen Mitgliedsländern, die Zahlungsbilanzdefi-
zite aufweisen, und solchen, die Überschüsse erzeugen, 
auszugleichen. Den Defizitländern würden kurzfristige Kre-
dite bereitgestellt, und die Überschussländer würden sanktio-
niert, bis sie die strukturellen Überschüsse abgebaut haben. 

Drittens sollte die nicht transparente Vielzahl der vorhan-
denen Ausgleichsfonds in einer europäischen Entwicklungs-
bank zusammengeführt werden, die benachteiligten Mit-
gliedsländern und Regionen Finanzmittel zur Verfügung 
stellt, mit denen dort Investitionen in die öffentliche Infra-
struktur getätigt und Wachstumsimpulse erzeugt werden. 
Den Internationalen Währungsfonds am europäischen Ret-
tungsschirm zu beteiligen war von Anfang an umstritten. 
Nicht wegen dessen Vorbedingung, bei strukturellen Anpas-
sungsmaßnahmen, die Griechenland auferlegt wurden, auf 
soziale Härten Rücksicht zu nehmen. Vielmehr wurde be-
fürchtet, dass die USA, insbesondere die Walls Sreet, Druck 
auf europäische Entscheidungen ausüben könnte. Eine sol-
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che Fremdeinwirkung wäre für den Stabilitäts- und Wachs-
tumsfonds eines autonomen Währungsraums unannehm-
bar, zumal dieser als ein Kreditgeber der letzten Instanz 
seine Operationen, etwa die Ausgabe von Euro-Anleihen, 
mit der Europäischen Zentralbank abzustimmen hat.

Banken und andere Finanzinstitute sollten so reguliert 
werden, dass die privatwirtschaftliche Gewinnerzielung in 
ein öffentliches Mandat eingebettet ist. Eine reibungslose 
Geldversorgung, das Vertrauen in die Geldwertstabilität 
und die Stabilität der monetären Sphäre überhaupt sind ein 
öffentliches Gut. Folglich sind die Finanzunternehmen, die 
Finanzakteure und die Finanzmärkte auf den Zweck hin aus-
zurichten, dass der reale Wohlstand der Menschen gemehrt 
und die Lebensqualität der Weltbevölkerung, vor allem der 
Armen in der Welt, angehoben werden. Dieses Ziel verlangt 
mikro- und makromonetäre Umbauten. Deshalb sollten in-
novative Finanzdienste einem öffentlichen »Finanz-TÜV« 
unterworfen werden und erst dann zugelassen werden, 
wenn erwiesen ist, dass sie dem allgemeinen Wohl zumin-
dest keinen Schaden zufügen. 

2009 hatte man sich auf dem G20-Gipfel in London zum 
Ziel gesetzt, alle Finanzdienste, Finanzinstitute und Finanz-
plätze, insbesondere die Hedgefonds und den Derivatehan-
del, einer öffentlichen Aufsicht zu unterwerfen. Gegenwärtig 
ist die Europäische Union davon noch weit entfernt. Um den 
eigenen Ansprüchen gerecht zu werden, müssten tiefgrei-
fende Reformen durchgesetzt werden, die etwa unterschied-
liche Eigenkapitalquoten gemäß dem Finanzierungszweck 
verbindlich vorschreiben. Kredite, die der Finanzierung von 
(spekulativen) Finanzanlagen dienen, sind schärferen Haf-
tungsregeln zu unterwerfen als Kredite für Realinvestitionen. 
Die Bilanzen sollten an einer vorsichtigen Rechnungslegung 
orientiert, spekulative Finanzgeschäfte sollten besteuert 
werden. Systemrelevante Banken sollten nicht durch Fusio-



24

nen gestärkt, sondern zerlegt werden. Ein Trennbankensys-
tem könnte reaktiviert werden. Oder alle privaten Finanzin-
stitute werden einem öffentlichen Mandat unterstellt, so dass 
sie zwar am privaten Gewinn orientiert, aber funktional da-
rauf beschränkt bleiben, den Zahlungsverkehr zu organisie-
ren, das Einlagengeschäft zu betreiben und reale Investitio-
nen der Unternehmen zu finanzieren. 

Die Spannungen zwischen dem deutschen Drängen auf 
eine monetäre und fiskalische Austerität und einer derzeit 
lockeren Geldpolitik der Europäischen Zentralbank erfor-
dern ein realwirtschaftliches Gegengewicht. Von einem iso-
lierten Finanz- und Wettbewerbskommissar ist dies nicht zu 
erwarten. Eine demokratisch legitimierte Wirtschaftsregie-
rung ist noch in weiter Ferne. Realistisch ist vorerst wohl nur 
eine koordinierte Beschäftigungs-, Einkommens-, Sozial- 
und Finanzpolitik der Mitgliedsländer, die gleichzeitig ein 
umweltverträgliches Wirtschaftswachstum, eine faire Ver-
teilung der Einkommen und Vermögen, einen hohen Be-
schäftigungsgrad, die Stabilität des Güterpreisniveaus und 
der Entwicklung der Vermögenspreise sowie ein außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht anstreben. Nur so kann die Stabi-
lisierung der Eurozone selbst zum Anker einer europäischen 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion werden.




